
Hans Jürgen Witthöft

Na ja, dieses Mal kam er ja, der als
Schirmherr der Dritten Nationalen
Maritimen Konferenz insofern lo-

benswerte Herr Bundeskanzler Gerhard
Schröder. Aber seine von den Teilnehmern in
Lübeck mit einiger Spannung erwarteten ab-
schließenden Ausführungen blieben, wie von
den meisten befürchtet, mit Ausnahme einer
zunächst befristeten Erleichterung für die
Reedereien, ohne jegliche konkrete Aussagen
zur Sache. Immerhin aber hatte seine elo-
quent vorgetragene Schau – so im Stil »hol
mir mal‘ n Bier« – einen hohen Unterhal-
tungswert. Leider war das alles, was er zur
Maritimen Konferenz beizutragen hatte.

Auch sonst hat die Konferenz bei den meis-
ten der Teilnehmer keine Begeisterung aus-
gelöst. Es war kein Ruck zu spüren, den even-
tuell die in den vier Arbeitsgruppen gefassten
Beschlüsse zur Lösung bekannter Probleme,
etwa der geradezu skandalösen Zustände in
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der Forschungsförderung, hätten auslösen
können. Es gab sie nicht, dafür aber viele Ab-
sichtserklärungen, so wie das auch schon bei
den vorangegangenen Konferenzen der Fall
gewesen war. Es gab auch wieder jede Men-
ge Sprechblasen, wie beispielsweise diejenige
von Ministerpräsidentin Heide Simonis, die
zwar verdientermaßen die Kieler Lindenau
Werft wegen ihrer innovativen Produkte über
den grünen Klee lobte, andererseits aber ge-
rade dieser Werft die durchaus mögliche fi-
nanzielle Unterstützung im Rahmen der
Schiffbauförderung verweigert. Wie das zu-
sammenpasst, verstehe wer will. 

Viele der Themen, die in den Arbeitsgrup-
pen behandelt wurden, waren solche von ge-
stern oder auch vorgestern, frei nach dem
Motto: Es ist schon alles gesagt, nur nicht von
jedem. Und so hieß es dann auch in den Pau-
sen und nach Schluss der Veranstaltung, dass
man im Grunde eigentlich noch nicht viel wei-
ter sei, als beim letzten Mal. Selbst das bren-
nende Problem, was denn passieren wird

oder was unternommen werden muss, wenn
die jetzige, von der EU als befristete Maß-
nahme zur Abwehr der koreanischen Dum-
pingpreise genehmigte Schiffbauhilfe in ab-
sehbarer Zeit ausläuft, wurde lediglich nur
kurz einmal angesprochen. Diskutiert wurde
darüber nicht und schon gar nicht wurde von
irgendwelchen vorbeugenden Planungen be-
richtet. Verpasste Chancen!

Nach alledem muss sich ganz natürlich die
Frage anschließen, ob sich der große Aufwand
für eine solche Konferenz überhaupt lohnt,
wenn dabei unter dem Strich so wenig Kon-
kretes herauskommt? Als Antwort kann den-
noch nur ein klares »Ja« stehen! Zum einen ist
es nützlich und daher zu begrüßen, dass die
maritime Branche insgesamt einmal zu-
sammenkommt und Gelegenheit hat, sich
untereinander auszutauschen. Zum anderen,
was noch wichtiger ist, wird durch eine solche
Maritime Konferenz zum Ausdruck gebracht,
dass die Branche als Industrie auch tatsächlich
wahrgenommen wird. Geben wir also die
Hoffnung nicht auf, auch wenn es immer en-
ger wird, hoffen, dass im Nachhinein doch
noch das eine oder andere in richtige Bahnen
gelenkt wird, und sehen der nächsten Natio-
nalen Maritimen Konferenz gespannt entge-
gen. Vielleicht wird es dort ja konkreter.

Verpasste Chancen
Dritte Nationale Maritime Konferenz

Kommentar aus marit imer Sicht

Hans Jürgen Witthöft

Der Verband für Schiffbau und Mee-
restechnik (VSM) wollte auf seiner
Jahrestagung in Hamburg zwar kei-

neswegs in Pessimismus machen, wies aber
warnend darauf hin, dass sich die Alarmsig-
nale für die deutschen und auch europäi-
schen Schiffbauer mehren. Flender in Lübeck,
SSW in Bremerhaven und die Neue Ger-
mersheimer Schiffswerft seien krasse Bei-
spiele für den Ernst der Lage. Darüber hinaus
drohen schmerzliche Personalreduzierungen
in Kiel, Papenburg, Wismar und Warnemün-
de. Die Gründe dafür sind vielschichtig. Ganz
sicher ist an erster Stelle der rabiate Verdrän-
gungswettbewerb der koreanischen Werften
mit nach wie vor unverfrorenem Preisdum-
ping zu nennen, aber es gibt auch hausge-
machte Einflüsse, wie beispielsweise die ho-
hen Lohnnebenkosten oder die Verringerung
der Arbeitszeit von 38 auf 35 Stunden in
Mecklenburg-Vorpommern. Energisches
Gegensteuern und nach vorn gerichtetes
Handeln ist dringend geboten.

Rückblickend waren die deutschen Werften
im vergangenen Jahr dank der vorhandenen
Auftragsbestände gut beschäftigt. Nicht nur

im Handelsschiffbau, sondern auch im Mari-
neschiffbau sowie im Boots- und Jachtbau
kamen zahlreiche Aufträge zur Ablieferung –
insgesamt konnte die höchste Produktion seit
vielen Jahren erreicht werden. Die Gesamt-
umsätze einschließlich Reparaturen, Umbau-
ten und anderer Aktivitäten aller deutschen
Schiffbaubetriebe erhöhten sich auf 5,3 Mrd.
Euro gegenüber 4,7 Mrd. Euro im Jahr davor.

Trotz dieser an sich erfreulichen Umsatz-
entwicklung hat sich die Ertragslage der
Unternehmen wegen des anhaltenden Preis-
drucks und der Wettbewerbsverfälschungen
aber nicht verbessert. Leider konnten deshalb
auch die während der vergangenen Jahre sta-
bilen und sogar leicht ansteigenden Beschäf-
tigtenzahlen nicht gehalten werden. Ein
Trend, der sich angesichts des Ausbleibens
ausreichender Anschlussaufträge im laufen-
den Jahr fortsetzen wird. Maßnahmen zur
Produktivitätsverbesserung verstärken diesen
Prozess, der dadurch nicht nur negativ gese-
hen werden darf.

Die Fertigstellungen von Handelsschiffs-
neubauten auf den deutschen Werften, die
mehr als 60 Prozent des Gesamtumsatzes
ausmachen, bestanden nach VSM-Angaben
im vergangenen Jahr weitgehend aus Aufträ-
gen des Jahres 2000, als bei boomender

Schifffahrt die auslaufende europäische
Schiffbauförderung noch zusätzlich umfang-
reiche vorgezogene Aufträge initiierte. Dank
ihrer technologischen und personellen Kom-
petenz, die sie mit etlichen außergewöhn-
lichen Ablieferungen immer wieder unter Be-
weis stellen können, haben sich die deut-
schen Schiffbauunternehmen dabei gut im
Markt behauptet. Insgesamt lieferten die
deutschen Werften 68 Seeschiffe mit 1,3 Mio.
BRZ und 1,2 Mio. cgt im Wert von mehr als
3,4 Mrd. Euro ab.

Der mit fast 50 Prozent größte Anteil an den
Ablieferungen entfiel, wie auch schon in den
Vorjahren, auf Containerschiffe. Nach wie vor
große Bedeutung haben aber auch aufwän-
dige Fähr- und Passagierschiffe, bei denen die
deutschen Werften ihre systemtechnischen
Erfahrungen und ihre über einen langen Zeit-
raum gefestigte Zusammenarbeit mit vor al-
lem den deutschen Zulieferbetrieben erfolg-
reich zur Geltung bringen konnten und
können. Diese Schiffe erreichten 2002 einen
Anteil von fast 40 Prozent an den gesamten
deutschen Ablieferungen. Zu den übrigen
Schiffsneubauten gehören u.a. ein LPG-Tan-
ker und zwei Doppelhüllentanker, die höch-
ste Sicherheits- und Umweltschutzanforde-
rungen erfüllen, sowie vier wirtschaftlich und

Alarmsignale für den deutschen Schiffbau
Schmerzliche Personalreduzierungen drohen



technisch optimierte Ro/Ro-Schiffe für das
britische Verteidigungsministerium, die aber
von einer privaten Reederei betrieben werden
und dem Ministerium nur auf Anforderung
zur Verfügung stehen. Ein ähnliches Modell
mit wahrscheinlich ebenfalls vier Schiffen
wird mit großer Priorität vom deutschen Ver-
teidigungsministerium verfolgt. Eine entspre-
chende Ausschreibung, die Reederseite be-
treffend, ist bereits erfolgt.

Den durchaus eindrucksvollen Ablieferun-
gen stehen jedoch deutlich geringere Auf-
tragseingänge gegenüber, sodass das Auf-
tragspolster deutlich kleiner geworden und
die Auslastung der Werften für die kommen-
den Jahre noch nicht gesichert ist. Allerdings
hieß es in diesem Zusammenhang vonseiten
des VSM, dass es wohl so aussähe, als ob es
zumindest bei Containerschiffen »wieder los-
gehe«. Erste Akquisitionserfolge gäbe es zwar
bereits, aber letztlich wisse doch noch nie-
mand, wohin die Entwicklung gehe. 

Die EU-Kommission hatte zum Jahresende
2000 trotz anhaltender ruinöser Wettbe-
werbsverzerrungen durch Korea wider jede
ökonomische und politische Vernunft in Er-
wartung entsprechender Verhandlungserfol-
ge gegenüber Korea alle Förderungsmöglich-
keiten für den Schiffbau einseitig eingestellt.
Als Folge dieser krassen Fehlentscheidung,
denn das koreanische Preisdumping änderte
sich nicht einmal ansatzweise, haben die
deutschen Werften in 2001 und fortgesetzt im
ersten Quartal 2002 nur sehr wenige Aufträ-
ge hereinnehmen können. Das änderte sich
erst, als die EU nach langen internen Quere-
len die weiterhin kompromisslose Preispolitik
der Koreaner letztlich dann doch offiziell zur
Kenntnis nehmen musste und endlich Ab-
wehrmaßnahmen einleitete – zum Einen ei-
ne Klage vor der Welthandelsorganisation
(WTO) und zum Anderen die Genehmigung
von limitierten Beihilfen für bestimmte Schiffs-
typen. Erst danach konnten deutsche Schiff-
bauunternehmen, wie erwähnt, zusätzliche
Aufträge buchen, bis jetzt sind es aber zu
wenig.

Auftragsbestände verringer t

Die im gesamten Jahr 2002 von deutschen
Werften akquirierten Neubauaufträge mit
0,8 Mio. BRZ bzw. 0,7 Mio. cgt im Wert von
1,7 Mrd. Euro entsprechen denn auch in etwa
nur der Hälfte einer Jahresproduktion der
deutschen Schiffbaubetriebe. Die Auftragsbe-
stände der rund 20 deutschen Seeschiffs-
werften haben sich unter dem Strich bis zum
Ende des Vorjahres auf 119 Aufträge mit
1,9 Mio. BRZ und einem Auftragswert von
5,5 Mrd. Euro verringert.

Um diesen nicht nur unbefriedigenden son-
dern sogar existenzgefährdenden Trend auf-
zufangen, fordert der VSM eine Strategie, die
nach seinem Dafürhalten nur lauten kann:
n Weitere Stärkung der technologischen Ba-
sis durch Intensivierung von FuE in enger Ko-
operation zwischen Werften und der Zulie-
ferindustrie;

n Verbesserung
und Absicherung
der nationalen und
internationalen po-
litischen Rahmen-
bedingungen durch
Bundesregierung
und EU;
n Durchsetzung fai-
rer Wettbewerbs-
bedingungen.

Die deutsche In-
dustrie für Marine-
technik kann zur-
zeit ebenfalls Spit-
zenprodukte vor-
weisen, auf denen
sie im europäi-
schen Kontext auf-
bauen kann. Im
Gegensatz zu den
Werften im übrigen
Europa haben die
deutschen Werften
nach Meinung des
VSM ihre Stellung
als Systemhäuser für
Fregatten, Korvet-
ten, Patroler, U-Boo-
te und Minenkampf-
fahrzeuge weiterhin
festigen und durch
ihre Fähigkeit zur
Systemintegration
von weltweiten Zu-
lieferern für Sensoren und Effektoren ausbauen
können.

Das laufende Fregattenprogramm F 124
umfasst bekanntlich drei führungsfähige Ein-
heiten, von denen das Typschiff SACHSEN be-
reits an das BWB abgeliefert worden ist. Es
unterstreicht eindrucksvoll die Leistungsfä-
higkeit der beteiligten Werften, ebenso wie
das anlaufende Korvettenprogramm K 130
mit zunächst fünf Einheiten und das laufen-
de U-Boot-Programm U 212A mit zunächst
vier Einheiten für die Deutsche Marine. Auch
das Programm Minenjagd 2000 bestätigt er-
neut die Spitzenstellung der deutschen In-
dustrie im Minenabwehrbereich. Nach Been-
digung der Definitionsphase ist die Ent-
wicklungsphase für System, Plattform und
Ausrüstung für vier Jahre bis 2006 im Plan,
anschließend ist die Beschaffung vorgesehen.
Die Akzeptanz des Systems ist laut VSM-Be-
richt bei den europäischen Partnern vorhan-
den, der Einsatz dort ist vorgesehen.

Trotz dieser Erfolge gibt es seriösen Ansatz
zur Sorge, und das ist einmal die politisch ge-
wollte Wettbewerbsungleichheit innerhalb
der Europäischen Union zulasten der deut-
schen Industrie und die Dotierung des deut-
schen Verteidigungshaushaltes, der trotz im-
mer weiter steigender Auslandseinsätze nicht
entsprechend angepasst wird. Die Belastung
der beteiligten Einheiten und Soldaten durch
eine auch in dieser Beziehung schon ins un-
seriöse abgleitende Politik darf dabei nicht
unerwähnt bleiben.

Festzuhalten ist, dass wichtige Programme
in der laufenden Legislaturperiode auslaufen.
Der Ingenieurbereich als Innovationsgarant
wird bereits in erheblich kürzerer Zeit An-
schlussaufgaben suchen müssen, für die nach
Einschätzung des VSM Exportaufträge allein
nicht ausreichen dürften. Es wird sich, so der
VSM, an dieser Stelle zeigen, inwieweit
Deutschland bereit ist, seine Haushaltsent-
scheidungen europabewusst zu treffen, um
den politischen Mitspracheanspruch in der
EU-Politik durch Handeln zu unterlegen, wo-
bei die Anmerkung erlaubt sein sollte, dass es
bei der gegenwärtigen Regierungskonstella-
tion wohl kaum Anlass zu irgendwelchen
Hoffnungen gibt. Dennoch empfiehlt der
VSM als ein erstes Signal die Erhöhung der
Mittel für Forschung, Entwicklung und Inno-
vation für den Marineschiffbau.

Lichtzeichen im
Binnenschiffbau?

Der Binnenschiffbau hat sich im vergange-
nen Jahr, wie der VSM hervorhebt, nach ei-
ner langen Durststrecke positiv entwickelt.
Mit 45 Neubauablieferungen im Wert von 72
Mio. Euro konnte eine beachtliche Umsatz-
steigerung und ein, laut VSM, seit vielen Jah-
ren nicht mehr so hohes Beschäftigungsni-
veau erreicht werden. Das ist in erster Linie
darauf zurückzuführen, dass mehrere deut-
sche Werften im Bau von Binnenkreuzfahrt-
schiffen neue anspruchsvolle Märkte gefunden
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Die Fregatte Kl. 124 SACHSEN ist eindrucksvolles Beispiel für die Leis-
tungsfähigkeit deutscher Werften (Foto: B+V)



haben, in denen ihre Kompetenz den Vorteil
der niedrigeren Arbeitskosten in anderen Län-
dern überwiegt. So standen den nur fünf
Frachtschiffsneubauten mit 7.000 Ladetonnen
14 hochwertige Fahrgastschiffe und Fähren so-
wie 26 Spezialschiffe, wie Hafenfahrzeuge,
Schlepper, Behörden- und Sonderschiffe
gegenüber. Die Exportquote lag bei zwölf Pro-
zent.

Dennoch beurteilt der VSM die Aussichten
auf eine nachhaltige Verbesserung im Binnen-
schiffbau weiterhin zurückhaltend: »Zu groß
sind die Kostenvorteile – insbesondere bei
den Arbeitskosten – in osteuropäischen Län-
dern wie Rumänien und der Ukraine. Mittler-
weile ist es bei Reedern und Werften üblich
geworden, Kaskos aus mittel- und osteuro-
päischen Ländern zuliefern zu lassen, um die-
se dann im eigenen Betrieb auszurüsten und
fertig zu stellen.«

Fernöstl icher Verdrängungs-
wettbewerb hält  an

Zu Lage auf dem Weltschiffbaumarkt be-
richtet der Verband, dass aufgrund der kon-
junkturellen Erholung in der Schifffahrt und
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der Belebung der Neubaunachfrage im vier-
ten Quartal der Rückgang der Auftragsein-
gänge geringer ausfiel, als ursprünglich be-
fürchtet. Gemeldet wurden insgesamt rund
1.500 Bestellungen mit einer Tonnage von
30,6 Mio. BRZ bzw. 20,5 Mio. cgt. Das sei zwar
weniger als in den beiden Vorjahren, entspre-
che aber in etwa einer Jahresproduktion.

Die meisten Bestellungen haben Japans
Werften mit 7,5 Mio. cgt und einem leicht er-
höhten Anteil von 37 Prozent erhalten. Korea
nahm mit einem leicht verringerten Anteil
von 28 Prozent bzw. 5,7 Mio. cgt den zwei-
ten Platz ein. Im ersten Quartal 2003 melde-
ten die koreanischen Werften jedoch wieder
einen starken Anstieg ihrer Auftragseingänge,
der den Rückstand gegenüber der japani-
schen Konkurrenz mehr als ausgleichen dürf-
te.

Deutlich rückläufig waren demgegenüber
die Bestellungen bei europäischen Werften,
die nochmals eine drastische Einbuße ihrer
Anteile von 13 Prozent in 2001 auf jetzt nur
noch sieben Prozent erlitten. Damit wurden
sie von China übertroffen, das seinen Anteil
auf 13 Prozent steigerte. Die deutschen Werf-
ten erzielten einen Anteil von zwei Prozent

und hielten damit die vierte Position unter
den Schiffbauländern.

Kennzeichnend für die Entwicklung des ver-
gangenen Jahres waren wiederum die extrem
niedrigen Preise durch nicht kostendeckende
Angebote der koreanischen Werften. Das hat
europäische Schiffbauländer dazu veranlasst,
beim Ministerrat in Brüssel mehr Druck gegen
diese Billigangebote zu verlangen und bei der
WTO stärker aufzutreten.

Die EU-Kommission hat unterdessen neue
Belege für den unlauteren Wettbewerb der
koreanischen Werften vorgelegt. In ihrem
siebten Schiffbaubericht macht sie, was aber
keineswegs erst seit gestern bekannt ist, den
scharfen Preiskampf für die schwere Krise der
europäischen Schiffbauer verantwortlich. Bei
der Überprüfung von Aufträgen an kore-
anische Werften im Jahr 2002 hat sich laut
Kommissionsanalyse gezeigt, dass die Kluft
zwischen den Angeboten und den Herstel-
lungspreisen wieder wachse. Danach bieten
koreanische Werften Schiffe zu Preisen an, die
bis zu 25 Prozent unter den Baukosten liegen.
Der Verdrängungswettbewerb hält damit un-
verändert an.

Seit 1986 verpflichtet das Goldwater-Ni-
chols-Gesetz den Präsidenten der USA
zur regelmäßigen Veröffentlichung ei-

ner »National Security Strategy« (NSS). Seit-
her haben alle Präsidenten mindestens eine
NSS vorgelegt. Sämtliche Dokumente gehen
von den nationalen Sicherheitsinteressen der
USA aus und bewerten die Bündnis- und Ko-
alitionsaktivitäten vor diesem Hintergrund.
Alle NSS von Reagan über Bush sen., Clinton
bis Bush jun. sind als »Grand Strategy« ange-
legt, d.h., sie betrachten Sicherheit nicht al-
lein politisch und militärisch, sondern auch
die eigene robuste Volkswirtschaft und flo-
rierende Volkswirtschaften in aller Welt als
prägende Faktoren für eine erfolgreiche Si-
cherheitspolitik. In diesem Kontext findet
selbstverständlich auch die Entwicklungshil-
fepolitik als integraler Bestandteil Eingang in
die NSS. Freiheit, wirtschaftliche Entwicklung
und Wohlstand tragen erheblich zur Kon-
fliktvermeidung bei. Die sicherheitspoliti-
schen Möglichkeiten der Entwicklungspolitik
werden allerdings nicht überschätzt, daher
wird sie nicht in eine falsch verstandene Al-
ternativposition zur militärischen Kompo-
nente gestellt.

Wichtigstes Ziel aller Sicherheitsstrategien
ist der Erhalt der nationalen Sicherheit, d. h.
der Integrität des Territoriums, der Freiheit
und Sicherheit der Bürger der USA. Die Be-
wahrung ihrer Handlungsfähigkeit und der
Schutz der weltweiten Interessen des Landes
sind ebenfalls Bestandteil der Strategie. Gleich
danach folgt die Absicht, Verantwortung für
die Sicherheit im globalen Maßstab wahrzu-
nehmen und amerikanische Werte und Er-
folgsrezepte weltweit zum Vorteil anderer Na-

Es ist ein strategisches Muss für alle politisch handelnden oder denkenden Europäer, sich
mit der National Security Strategy der USA auseinander zu setzen. Nicht nur, dass diese als
Bushdoktrin in sämtlichen Medien Erwähnung fand, übrigens meist stark verkürzt auf die
zentralen Fragen eines Irakkrieges, sie ist darüber hinaus mit Sicherheit diejenige »Große
Strategie« der amerikanischen Administration, die für die kommenden Jahre, wenn nicht
Jahrzehnte Geltung besitzen wird. Wesentliche Inhalte wurden im MARINEFORUM bereits im
Kommentar der Aprilausgabe diskutiert, und es wird noch öfters auf sie zurückzukommen
sein. Sie ist es nämlich, die vor allem auch das weltweite militärische Geschehen der nähe-
ren Zukunft in höchstem Maße bestimmen wird. 

Die zu dieser alle Politikbereiche umfassenden Doktrin gehörende Militärstrategie ist im
Grunde eine klassische Seestrategie. Sie heißt folgerichtig »Seapower 21« und soll hier aus-
führlich wiedergegeben werden. Aus ihr geht hervor, dass die Schwerpunkte der weltweit
zur Geltung zu bringenden Fähigkeiten der USA von deren Navy und den Marines zu er-
bringen sind. Die Teilstreitkräfte Heer und Luftwaffe sind jedoch, das entsprechende Schlag-
wort heißt »joint«, in alle militärischen Optionen eingebunden. 

Ob sie nun unserem Denken entspricht oder nicht, die Nichtkenntnis dieser Militärdok-
trin oder die absichtliche Nichtzurkenntnisnahme bedeutet auch in Deutschland eine The-
orieabstinenz, welche sich niemand leisten kann, der auf den Gebieten Weltordnung und
Völkerrecht, Sicherheit und Verteidigung oder auch Rüstung und maritimer Wirtschafts-
standort Mitsprache für sich beansprucht. Auch gehört sie selbstverständlich zur Allge-
meinbildung eines jeden maritim Engagierten und eines jeden Marineoffiziers. Sie wird da-
her in dem vorliegenden Beitrag von Michael Stehr ausführlich dargelegt.

E.R. 

Seapower 21 – Rückgrat der
National Security Strategy
der USA
Sicherheit gegen vielfältige Risiken

Michael Stehr


